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Bezirksregierung Koblenz
a21 - 2 (501/508) Koblenz, 08. 04. 1986

ENTSCHEIDUNG

Bezüg1ich der Approbationssache betreffend Herrn Dr. Ryke Geerd Hamer,

Sülzburgstr. 29, 5000 KóIn 41, ergeht folgende Entscheidung:

]. Die Herrn Dr. Hamer durch den Hessischen Minister für Arbeit, Volksrruohl-

fahrt und Gesundheit unter dem 10.04.1962 erteilte Besta]lung a1s Arzt
wird rviderrufen.

2. Die ldiderrufs-Entscheidung wird für sofort vollziehbar erklárt.

Begründung:

Teil 1: zu Nr. f

A. Die Ermáchtigung zum l¡Jiderruf der Bestallung ergibt sich aus § 5 Abs.

Satz 2 der Bundesárzteordnung (BA0) vom 02.10.1961 (BGBI. I S. 1857)

i . d. F. des Gesetzes vom 14. 01. 1985 ( BGB1 . I S . 555) .

Hiernach kann die Approbation widerrufen werden, wenn nachtráqlich die
Voraussetzung nach § I Abs. 1 Satz 1 Nr. I BA0 weggef,allen ist.
Das Geset.z sieht mithin u.a. in dem Umstand, dal3 der Arzt wegen einer
nachtráglich einget.ret.enen Schwáche der geistigen Kráfte zur Ausübung

des árztlichen Berufes unfáhig ist, einen hliderrufsqrund.

Die diesbezüglichen Voraussetzungen sind erfüllt, wenn der Arzt mangels

entsprechender Einsicht nicht mehr in der Lage ist, den árztlichen Pflich-
ten in vollem Umf,ange nachzukommen (v91. Daniels/BulIing, BA0, 1963,

§ l/Rdnr. l2). Auf die Frage, ob der Arzt im rechtfichen Sinne gescháfts-
unfáhig ist, kommt es nicht an. Ein ruegen geistiger Schr¡ráche insoweit
Ungeeigneter muB keineswegs gleichzeitig auch schon gescháftsunfáhig
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sein (vg1. hierzu auch: BVerwG, DVBI. 1986, 146). Anders ausgedrückt:
die gemáB § I Abs. 1 Satz 1 Nr. I BA0 hinsichthch der geistigen Kráfte
zu stell"enden Anforderungen sind hóher als die, denen derjenige genügen

muf3, der lediglich nicht für gescháftsunfáhig gehalten werden wil1.

Herr Dr. Hamer verfügt über die hierzu notr,rendige Einsichtsfáhigkeit
zumindest insoweit nicht mehr, als es um die Behandlung von Krebskranken

geht. Zur Begründung im einzelnen wird auf folgende Punkte verwiesen:

Herr Dr. Hamer ist in Sachen Krebs nicht mehr in der Lage, der Pflicht
zu sachgerechtem prognostischem Abrrr;ágen zu genügen.

Dabei kann dahingestellt bleiben, lrelche Bedeutung insoweit dem Um-

stand zukáme, daB Herr Dr. Hamer die von der Schufmedizin anerkannten

Methoden pauschal als "unsinnig" verwj,rft. Auf die Frage, ob ein der-

artiges Verhalten vom Grundsatz der Freiheit der Methodenwahl noch

gedeckt wáre, kommt es ebenfalls nicht an. Auch der Umstand, dal3 Herr

Dr. Hamer glaubt, "das Probfem" mittels der von ihm entdeckten - erst-
mals wohl 198l formuliert.en - 'rEisernen Regel des Krebsesr' ge1óst

zu haben, fáIIt letztlich nicht ins Gewicht. Gegen Überzeugungen bzw.

fachliche Ansichten lál3t sich - isoliert gesehen - noch nichts sagen.

Auf die Fraqe, inwieweit die Dr. Hamer'sche Theorie in sich schlüssig

ist, braucht ebenfalls nicht eingeganqen zu werden. Es kann deshalb

auch of,fenbleiben, aus welchen Gründen die Medizinische Fakultát der

Universitát Tübingen Herrn Dr. Hamers "Habilitationsschrift" über

die "Eiserne Regel des Krebses'r seinerzeit nicht annahm (Hauptakten

- HA - I/329 - der diesbezügliche BeschluB wurde dem Vernehmen nach

einstimmig gefaBt ).
Entscheidend ist vielmehr folgendes:

Zum einen gibt es nicht den geringsten praktischen Beweis, der für
die Richtigkeit der Dr. Hamer'schen Auffassung spráche.

Zum andern verfüqt Herr Dr. Hamer aufgrund seiner Persónlichkeits-

struktur nicht über die Einsicht, dies zu erkennen.

Herrn Dr. Hamers Theorie nj-cht als bewiesen gelten kann, folgt
entsprechenden róntgenoloqischen Befunden. Beispielhaft wird auf
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folgende Aussagen verwiesen:

- Schreiben Prof. Dr. Feine, Tübingen, vom 19.O9.1983 (Beiakten - BA -
I/lo4) und vom 28.01.1986 (HA I/345):

"... anhand der klinischen Unterlagen und Róntgenbi-lder demonstriert

hatte, die seiner Ansicht nach sich wesentlich gebessert hatten,

nach den mir demonstrierten Unterlagen und Róntgenbildern aber kei-
nerlei Besserunq aufwiesen.

fiel mir auf, daB róntgenologisch die von ihm gepriesene Besse-

rung eigentlich nicht zu erkennen war, zum Teil urar eine deutliche

Verschlechterung eingetreten. auffá11i9, da8 die erwünschte

Besserung von Herrn Dr. Hamer in die Rónt.genbilder hineingesehen

wurde Die Besserung der Carcinompatienten nach seiner Behand-

lung war meiner Ansicht nach nur subjektiv und anhand der mir vorge-

legt.en Untersuchungsergebnisse nlcht objektivierbar l,rlunsch-

denken, was von so-lchen monoman ausgeprágten Persónlichkeiten ja

ofL sehr stark hervortritt."
- Schreiben Prof. Dr. hlellauer, Zürich, vom 24.11.1983 (BA II/164)z

"lnlie exakt aber diese Morphologie identisch ist mit nur einem ana-

tomischen Aquivalent, wird bereits fraglich. lch will damit sagen,

da8 nicht jeder Rundherd in der Lunge Carcinom bedeuten muB und

nicht jedes hyperdense oder hypodense Areal im Computertomogramm

einem malignen Tumor entspricht. Rundherd verschwunden ist
braucht dies nlcht unbedingt Heilung zu bedeuten. Es sind auch bei

uns Herde verschwunden. Im nachhinei-n hat es sich erwiesen, dal3

sie keinem Tumor entsprachen. Videoband von Dr. Hamer zugesandt

worden. Ich habe dieses mehrfach und langsam angesehen Das

Band ist auch sonst noch voll von Behauptungen áhnlicher Art, die

al"s sol"che einfach st.ehengelassen werden daB Herde in anderen

0rganen (Leber, Knochen, Gehirn, etc. ) zytologisch den qleichen

Aufbau besitzen wie ein klini-sch manifester Pl. diese andernorts

lokallsierten Herde seien ke.ine Metastasen; ... l¡lie kann er dies

belegen?... Er zeigt ferner: ... Hierin kann ich ihm schlicht und

einfach nicht folgen; und ich befürchte, eine Dj-skussion mit ihm

ginge am 6. /l.l,Z. ins Uferlose. Offenbar befindet sich Dr. Hamer

in einer qanz anderen l,rJelt, die nicht die l¡le1t unserer Schule ist.
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... Dr. Hamer geht mit den gezeigten Róntgenbildern recht eigenartig
um: "Scheinheilung" und sagt, der Tumor hátte sich auf seine

Therapie hin zurückgebildet. Die Róntgenbilder zeigt er aber nicht;
Allein, lch kann ihm in der Beuueisführung nicht folgen, deute

die 'Erfolge' anders, sehe die Pathogenese diametral verschieden,

besitze selbst Belege, daf3 die Tumorkrankheit nicht das l¡lesen besitzt,
das Dr. Hamer ihr zuordnet."

- Schreiben der Arztekammer Niedersachsen vom 12.12.1983 (BA II/717)
und vom 29.O7.7986 (HA I/336):

"Die von Ihnen in jedem Falle als erfüI1t angesehene 'fiserne Regel

des Krebses' wurde durch objektive Befunde nicht belegt. ... hin-
sichtlich der Bewertung a1s subjektive lnterpretation beurt.eilt
urlerden.

Die von Herrn Dr. Hamer insbesondere in den CCT-Aufnahmen in die

verwaschenen Randzonen interpretierten Beobachtungen waren einer
objektiven Auswertung nicht zugángIÍch.'l

- Schreiben Dr. Hancken von 2J.01.1986 (HA L/332)z

"... nach kurzer Zeit feststellen, dalJ Herr Dr. Hamer nicht in der

Lage war, eine naturulissenschaftlich exakte Analyse eines Róntgen-

bildes durchzuführen. Er 1iel3 sich in unvorstelfbarer tnieise von

seinen medizinischen Vorstellunqen bei der Auswertung ihm vorgelegter

Bilder leiten Am schlimmsten war sein Versuch, róntgenologisch

objektivierbare Verschlechterungen mit eindeutig erkennbarer GróBen-

zunahme einzelner Metastasen u.a. als 'Befundbesserung' i.S. seiner

Spezialtherapie hinzustellen. Das ging so weit, daB er die Aufnahme-

daten einfach vertauschte - wahrscheinlich ohne es selbst zu bemer-

ken. dringend des psychiatrischen Rates bedurf,te. Er wirkte
auf mich wie ein von ej-nem l¡lahn Besessener, der nicht mehr zwischen

seinen llJunschvorstellungen, seinen medizinischen Ideen und den naLur-

r¡lissenschaftlichen RealiLáten unterscheiden konnte."

- Schreiben Dr. Brauchl-e vom 06.O3.1986 (HA 1/459):

"Die Untersuchungsserie hat die Behauptung von Herrn Dr. Hamer wider-

legt. Von Herrn Dr. Hamer wurden nicht identische Schnittebenen,

entsprechend seiner l¡lunschvorstellung, verglichen. 0bjektivierte,
dieser widersprechende Sachverhalte i-gnoriert, so daB nach Abschlu8

der eingeráumten Frist, das Gegenteil seiner Behauptung belegt. war.'r
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Diesbezügliche AuBerungen von Róntgenologen, die i.S. der von Herrn

Dr. Hamer vertret.enen Theorie zu verstehen luáren. sind uns nicht be-

kannt.

DaB Herr Dr. Hamer jeweils glaubte, positive Entwicklungen feststellen
zu kónnen, láBt sích nur auf mangel-nde Einsichtsfáhigkeit zurückfüh-
ren.
Der Grund für die mangelnde Einsichtsfáhígkeit ist in Herrn Dr. Hamers

Persónlichkeitsstruktur zu suchen. Das klingt in den zitierten Schrei-
ben - jedenfalls ansatzweise - bereits an.

Darüber hinaus lassen die feststellungen des Prof. Dr. Glatzel in
den Gutachten vom 27.11.85 - GA t - (HA l/234 b) und vom 12 .02.86

- GA iI - (Hn I/358) keine diesbezüglichen Zweifef mehr zu.

- GA 1:

- ". . . daB er sich offenbar nicht durchgehend an den Denkgesetzen

naturwissenschaftlicher Medizj-n ori-entiert. " ( S. 16 )

- "... den gegenr,tárt.igen l,rlissensstand weitgehend iqnoriert,
einvernehmlich festgelegte Befunde eigenrlrilliq und abweichend

interpreti.ert ..." (S. 17)

-'r... am ehesten mit dem Begriff des Fanatischen zu beschreiben

ist." (S. 1B)

- rtEr verschl-ie8t sich der Einsicht. in das Multikonditiona.l-e der

Ereignisse, hat kein Verstándnis für das 0kkasione11e, von den

Umstánden Abhángige, für die Zufálligkeiten des Lebens." (S. 18/19)

- frEr neigt dazu, alles einer einzigen Tendenz unterzuordnen,

und in seinem Eigenwert verkannt wird." (S. 19)

- rrln affektbestimmte Vorurteile hoffnungslos verstrickt, bleibt
kein Spiel-raum für ein besonnenes Abwágen des Für und l¡Jider und

für die Abstraktion von den eigenen Anschauungen.t' (S. 19).

- GA II:
- 'rNur in diesem Sinne ist es angángiq, von Herrn Dr. Hamer a1s

einem Psychopathen, seiner psychopathischen Persónlichkeit zu

sprechen." (S. l1)
- "... zeigt sicherlich Züge des Unbelehrbar-Fanatischen, ia, gele-

gentlich des Missj-onarischen. Man urird sogar von einer ulahnáhn-

lichen Gewi8heit sprechen, die seine Überzeugungen trágt..."
(s.14)



- rr. . . ein sofcher thematischer Brückenschlag dem Auf3enstehenden

nut schwer verstándfich." (S. 14)

- ". . . unqerruóhnlich rigide an seine eiqene l¡lahrnehmungsperspektive

fixiert. ist, ..." (S. 15)

- rrEr verfügt also nicht über die Fáhigkeit zu einer streitigen
Auseinandersetzung " (S. 15)

- "... auBerordentlich schtiuerfallen u¡enn nicht gar unmóg1ich sein,
Einr,uánde zu akzeptieren, Kritik aufzugreifen mit dem Ziel, sie
daraufhin zu prüfen, wie weit vor ihrem Hintergrund eigenes Handeln

und eigene Überzeugungen zu modifizieren wáren." (S. 16)

- rr... da8 das -laut.starke Propagieren offensichtlichen Unsinns und

das marktschreierische Anpreisen mindestens ineffizienter, rational
nicht zu begründender Heilverfahren Ausdruck einer lrrationafen
Komponente isl, ..." (S. 17)

- "Das Probfem liegt nicht in seiner Fáhiqkeit zur Einsicht, sondern

darin, ob er diese finsichL auch in praktisches Handel-n umsetzt.

hllr haben Zweifel an dieser Fáhigkeit, verfügen gegenwártig jedoch

nicht über Informationen, die es uns gestat.teten, mit der erforder-
lichen Sicherheit festzustel-len, da8 eben dieses Vermiigen nicht
gegeben ist. Hier wáre entweder eine Nachexploration erforderlich
oder aber eine entsprechende Dokumentation." (S. 1B)

Bezüg1ich des Punkt.es "Dokumentation" wird auf die Ausf,ührungen in
den zitierten Schreiben verwiesen. Unabhángig davon war Herrn Dr. Hamer

seitens- verschiedener Kollegen schon früher vorgeworfen worden, unLer

hlahnideen zu l-eiden (vgl. HA I/279 ff . + 477, 284,332,353 a ff .;
BA I/60 f f .; gA n/J!Z, 132).

Vor diesem Hintergrund wird auch verstándlich, warum sich Herr Dr. Hamer

gegenüber dem Vorwurf, da8 seine angeblichen "Erfolge" jeweils nach

kurzer Zeit verstorben wáren, unbeelndruckt zeigte. Da "nicht sein

kann, was nicht sein darf", láBt der Tod seiner diesbezüglichen Pa-

tienten natürl-ich keine Rückschlüsse bezüglich der Richtigkeit der

"Eisernen Regel des Krebses" zu. ldegen entsprechender Nachr,teise wird
auf die Akten vervuiesen (vgI. z.B. HA I/354, 451, 458; BA I/43 ff .;
BA Il/79 + 96,94 + 149, ),42). Teilr¡reise handelt es sich hierbei um



"Untersuchungsberichte" von Presse und Rundfunk. Sie (Untersuchungs-

berichte) gelten als Urkunden im Sinne des Beweisrechts. Auf die Frage,

inwieweit die "Untersuchungsberichte" als Urkunden im Sinne des § 267

SIGB anzusehen uuáren, kommt es - anerkanntermaBen - nicht an.

Unabhángig davon besteht kein Grund, die Berichte in inhal-tlicher

Hinsicht anzuzweifeln. Zunáchst sind keine Anhaftspunkte gegeben,

die auf eine Manipulation hindeuteten. Ferner erwiesen sich alfe An-

gaben, die seitens der Behórde überprüft wurden, al-s richtig. lnleiter-

hin vermitteln die Berichte ein Bild, das dem sich aus den übrigen

Akten ergebenden Befund entspricht. SchlieBlich áuBerte sich Herr

Dr. Hamer auch nicht im gegenteiligen Sinne (keine Stellungnahme ab-

gegeben ) .

DaB Herr Dr. Hamer vor diesem Hintergrund nicht in der Lage sein kann,

Krebspatienten rruirklich zu helfen, liegt auf der Hand.

Er vermócht.e lediglich in Kranken und Todkranken unbegrÜndete Hoff-

nungen zu wecken. Damit würden uleiterhin Menschen, die sich - verstánd-

lj-cherweise - "an jeden Strohhalm klammerten", in nicht hinnehmbarer

l¡leise getáuscht. Dabei mag die rein finanzielle Seite unberÜcksichtigt.

bleiben. Entscheidend uuáre, da8 Todkranke, die nochmal-s Mut schópften,

sich innerhalb kürzester Zeit in den Zustand der Hoffnungslosigkeit

zurückversetzt sáhen.

Darüber hinaus besteht die Gefahr, daCI Herr Dr. Hamer Kranke davon

abhielt.e, sich einer móglicherweise noch erfolgversprechenden Behand-

lung zu unterziehen (vgl. HA l/298, 456; BA 1I/I71)-

2. Der mangelnden Einsichtsfáhigkeit des Herrn Dr. Hamer ist ferner zu-

zuschreiben, da8 Kranke unnótigerlteise gequáIt bzw. sachli-ch nicht

gerechtfertigt.en Strapazen ausgesetzt wurden.

Mit diesem Punkt hatte sich die Bezirksregierung bereiLs im Zusammen-

hang mit der SchlieBung der "Amici di Dirk Klinik" in Katzenelnbogen

zu befassen (vgl. BA U/4 ff.).
l¡leitere Erkenntnisse belegen, da8 es sich hierbei keineswegs um Ein-

zelfá1le handelte. [s geht auch insor¡reit nicht lediqlich um Erschei-

nungen, die ausschlie8tich vor dem Hintergrund einer statÍonáren Be-

handlunq zu sehen wáren.
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Zur Begründung wird zunáchst auf die Ausführunqen in dem Schreiben
der Frau Dr. med. Riedel vom 07.11.1981 verwiesen (BA II/bO):

"Dr. Hamer 'betreut' derzeit eine meiner Patientinnen Trotz
stárkster Schmerzzustánde erhielt die Patientin bisher keine In-
jektionen, selten einmaf Schmerztabletten Informationen habe

ich vom fhemann, der z. Z. über1egt, ob er seine Frau nicht in ein
Krankenhaus bringen soll, damit wenigstens die Schmerzen gelindert
ulerden. Herr Dr. Hamer vertritt auch dem Ehemann gegenüber rrueiterhin
die Ansicht, da8 er die Patientin heilen kann - ausschfie8lich durch
Konfliktbeseitigung, ohne unterstützende Schmerzmittel. "

Entsprechendes ergibt sich auch aus den "Untersuchungsberichten" der
Medien (HA I/443 ff.; BA I/43, 49).

3. Herr Dr. Hamer muB ferner vor dem Hintergrund seines Kampfes um Aner-
kennung das Gespür bzw. die Einsicht dafür verforen haben, da8 er
(Dr. Hamer) sich einem Teil seiner Patienten gegenüber in einer l¡Ieise

verhielt, die mit den das árztl"j,che Berufsbild prágenden Momenten

wie "Liebesdienst mit besonderer Verantwortlichkeit" und "He]fer des

Kranken" nicht zu vereinbaren ist.

Hierbei geht es nicht um die - bereits angesprochenen Fá}le, in denen

Herr Dr. Hamer Patienten in nicht zu rechtf,ertigender l¡leise Strapazen

zumutete. Man wird Herrn Dr. Hamer zugestehen müssen, daf3 er insoweit
an einen Heilerfol-g glaubte. Diese Fál1e kónnten mithin noch unter
dem Gesichtspunkt "Heilbehandlung" gesehen werden.

Der von Prof. Dr. Hundeshagen erwáhnte FalI (BA II/101; HA LI/346)
ist daqeqen anders zu beurteilen.
Hiernach hatte Herr Dr. Hamer zwei schwerkranke - an sich nicht trans-
portfáhige - Patienten in seinem Personenwagen zu Dokumentationszurlecken

der Medizinischen Hochschule Hannover vorgestellt. Beide muBten im

Hinblick auf ihren Zustand vorübergehend in der Klinik untergebracht

urlerden. Herr Dr. Hamer sah seinerzeit allerdings keinen Grund, bei
der Lósung der Unterbringungsfrage mitzuwirken. In diesem Zusammen-

hang fá11t noch erschwerend ins Ger¡licht, da8 er mit den beiden Patienten



unangemeldet in der Klinik erschlenen war. Herrn Dr. Hamers Inter-
esse galt anscheinend aIlein - eine andere Deutung biet.et sich nicht.
an - dem Punkt "Dokumentation". Als Menschen waren ihm die Patienten
offensichtlich weniger wichtig.

Herr Dr. med. Münter schildert in seinem Schreiben von 25.11.1982

an die Bezirksárztekammer Südbaden (BA II/58) einen áhnlichen FaI1.
Hiernach hatte Herr Dr. Hamer ihm anvertraute schwerkranke Patienten
der Hóhenklinik Breitenbrunn für mehr als 4 Stunden alleingelassen,
ohne den diensthabenden Arzt entsprechend unterrichtet zu haben. Herr
Dr. Hamer war seinerzeit nach Bad Krotzingen gefahren, um dort seine
neue l¡lirkungsstátte, den Rosenhof, zu besichtigen. Herr Dr. Hamer

zógerte darüber hinaus nicht, kurze Zeit spáter mit schwerkranken

Patienten "e.infach" in den Rosenhof umzuziehen. Hierin zeigte sich
wiederum, dal3 sich Herr Dr. Hamer wenlger in der Rolle des Helfenwof-
lenden, sondern in der des um se-ine Anerkennung ringenden hlissenschaft-
lers sah.

Die Art und l¡lei-se, wie Herr Dr. Hamer sein I'Gyhumer Experiment" (Haus

Dammersmoor/Niedersachsen) abschloB, belegt ebenfalls, dal3 es ihm

(Herrn Dr. Hamer) nicht in erster Linie um das hlohl der Patienten
ging.

Herr Dr. Hamer verlief3 seinerzeit die auf seinen Ruf hin nach Gyhum

gekommenen Patienten praktisch über Nacht, nachdem ihm (Dr. Hamer)

die Arztekammer Niedersachsen - reprásentiert durch das sog. Inter-
nationale Schiedsgericht - die erhof,fte Anerkennunq versagt hatte.
Auf Herrn Dr. Hamers Schreiben vom 12.12.1983 an den Vorsitzenden
der Arztekammer Niedersachsen (BA II/180) wird verwiesen. Hiernach
láBt sich Herrn Dr. Hamers hleggang nur a1s Reaktion auf die versaqte
Anerkennung begreifen (vg1. dazu auch HA I/469).

Vor dem Hintergrund seines Rollenverstándnisses láBt sich schlie8lich
erkláren, warum Herr Dr. Hamer auch der Frage der Versorgung seiner
Patienten ("kórperliche Seite") im übrigen nicht die erforderfiche
Bedeutung beimaB.
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H.ierzu wird beispielhaft auf die diesbezüglichen Ausführungen in der

SchlieBungsverfügung vom 25.1I.1985 (BA U/4 i..V. mit dem Schreiben

des Krankenpflegers Ringelstein vom 27.11.7985 - HA I/212 - und dem

des Evangelischen Dekanats Diez vom 21.O1.1985 - HA I/335), die Schil-
derungen des Staatl. Gesundheitsamtes Freiburg vom 04.02.1986 (HA

I/J52), den Bericht der Schwarzuuafd Sanatoriums GmbH qem.81.65 der

BA I1 ("llir konnten erreichen, da8 wenigstens für das leibliche tnJohl

der Patienten gesorgt wird" ) sowie die bereits erwáhnten "Untersuchungs-
berichte" der Medien (HA I/443 ff.; BA I/43, 49) veruviesen.

Im übrigen deuten gewi-sse Indizien darauf hin, daB sich Herr Dr. Hamers

Verhalten bereit.s früher durch entsprechende Tendenzen auszeichnete
(vg1. BA II/),7 + 2l - Patienten oft stundenlang warten lassen -, BA

1I/24 - Vertretungsfrage nicht ordnungsgemáB geregelt.).

Herrn Dr. Hamers mangelnde Einsichtsfáhigkeit offenbart sich schlieB-
lich noch in der Einstellung bezüglich rein rechtficher Gegebenheiten.

So sieht Herr Dr. Hamer in der ordnungsgemáBen medizinischen Dokumen-

tation anscheinend nicht mehr afs eine überflüssige bürokratische
Fórmelei (vS]. HA I/J52 a).

In diesem Zusammenhang ist auch auf Herrn Dr. Hamers Verhalten bezüg-

lich der Konzessionsfrage in Sachen "Amici di Dirk Klinik" zu verwei-
sen.

Auch vorher hatte sich schon gezeigt, dal3 er den § l0 der Gewerbe-

ordnung lediglich als unnützes rechtliches Hemmnis ansieht (vql. HA

r/352, BA 1/4O).

Durch Gleichgültigkeit geqenüber rechtlichen Verpflichtungen zeichnete

sich Herrn Dr. Hamers Verhal-ten anscheinend auch früher (vor Eintritt
der Umstánde, die für Herrn Dr. Hamer die l¡lende bedeuteten und zur

Entr,uickl-ung der "Eisernen Regel des Krebses" führten) schon aus (vg1.

BA II/6,9, 77 + 2l). Dem braucht hier indessen nicht. weiter nachge-

gangen zu ulerden.
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Die sich aufgrund der mangefnden Einsichtsfáhigkeit ergebenden Gefahren

sind schwerwiegend.

Sie r¡lirken sich bezüglich solcher Menschen aus, die ohnehin schon mj-t

einem hart.en Schicksal zu kámpfen haben (vql. hierzu auch die Ausführun-

gen auf S. 4 der Schliel3ungsverfügung vom 25.71.1985 = BA V/4).

Darüber hinaus erhált der Fall eine besondere Brisanz dadurch, daB es

Herr Dr. Hamer verstand bzw. versteht, sich durch recht unkonventionelle

l¡lerbemethoden eine beachtliche Breitenwirkung zu vetschaffen.

Sorrueit sich Herrn Dr. Hamers diesbezügl-iches Verhalten nj-cht lediglich
a1s Folge mangelnder finsichtsfáhigkeit sollte begreifen lassen kónnen,

vuáre der l¡Jiderrufsgrund in dem Gesichtspunkt "Unzuverlássigkeit" (§ f
Abs. 2 SaLz 1 i.V.m. § I Abs. I Satz 1 Nr. 2 BA0) zu sehen. Eine andere

Betrachtungsweise bóte sich insoweit nicht. an.

Inwieweit einzelne weitere Vorgánge dem Bereich "UnzuverJ-ássigkeit" zu-

zuordnen wáren, kann dahingestellt bleiben.

Es genügt hier, darauf hinzuweisen, da8 die betreff,enden Umstánde die

durch die manqelnde Einsichtsf,áhigkeit bedingten Gefahren noch verstárken

müssen.

Zunáchst zeichnet sich Herrn Dr. Hamers - ohnehin recht trunkonventio-

ne]l-e" - l,rlerbung durch unzutreffende Angaben aus.

Hierbei geht es uueniger darum, daB Herr Dr. Hamer zum Beweis fÜr die

Richt.iqkeit seiner Theorie auf so gar nicht gegebene Heilerfolge verwies

(etwa wegen zwj-schenzeitl-ichen Versterbens der betreffenden Patienten).

Dies mag vielleicht. mit dem Gesichtspunkt I'mangelnde Einsichtsfáhigkeit"
noch zu erkláren sein.

In diesem Zusammenhang geht es vielmehr um die Fálle, in denen sich Herr

Dr. Hamer ulider besseres l,rlissen darauf berief, daf3 "gewisse Autoritáten'l

seine Theorie bestátigt hátten bzw. diese an sich für plausibel hielten
und überprüfen r¡lollten. So behauptete Herr Dr. Hamer insbesondere, das

von der Arztekammer Niedersachsen einberufene sog. InLernationale Schieds-

gericht hátte die "Eiserne Regel des Krebses" überprÜft und bestátigt.

Herrn Dr. Hamer war indessen durchaus bewu8t, da8 dies so nicht zutraf
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(vq1. hierzu sein Schreiben vom 12.12.1983 an den Vorsitzenden der Arzte-
kammer = BA II/180). Im übrigen wird hierzu auf die Akten verwiesen (vgI.
etrrua BA II/5J i.V.m. HA I/33O sowie BA IIl101).

Mit mangelnder Einsichtsfáhigkeit IáBt sich auch nicht ohne weiteres

erkláren, da8 Herr Dr. Hamer - zumindest in einem FaIl - wissentlich
mit einer fehlbelicht.eten RónLgenaufnahme argument.ierte (v91. HA I/453 ff.
i.V.m. BA I/4J, 49 - Bekundunqen des Dr. Kuhlmann).

Vor diesem Hintergrund stellt sich zwangsláufig die Frage, ob es insoweit
auch um linanzielle Interessen gegangen sein kónnte.

Ein diesbezüglicher Verdacht besteht nicht nur deshalb, weil Herr Dr. Hamer

als bankrott. angesehen werden mu8 (19 mal ins Schuldnerverzeichnis einge-
tragen worden - vgl. HA 1/238 ff.). Entscheidender ist, daB Herr Dr. Hamer

bezüg1ich des finanziellen Bereichs nicht als seriós gelten kann. So

mu8 er zahlreichen Gescháftspartnern Zahfungsfáhigkeit vorqespiegelt haben.

Die Zahl der Eintragungen in das Schuldnerverzeichnis 1áBt einen anderen

Schlu8 nicht zu. Bffen bfeiben muB, wozu Herr Dr. Hamer di-e erhaftenen

- und nicht oder nur zu einem geringen Teil zurückgezahlten - Kredite
verwendete (vg1. HA 7/341, 41O). Darüber hinaus werden Herrn Dr. Hamer

in puncto Honorarabrechnung Unkorrektheiten vorgeworfen (HA I/47O, 472).

Hinsichtlich der Tilgung der Schulden sieht. sich Herr Dr. Hamer anschei-
nend nicht in der Pflicht (v91. zum Ganzen auch BA I/43, 47).

hlel-chen Stell-enuuert Herr Dr. Hamer der rein finanziellen Seite insoweit
zumiBt., láBt sich allerdings im einzelnen nicht sagen. Im Rahmen der

zu steflenden Gefahrenprognose muB dieser Punkt indessen in jedem Fa11

a1s I'verschárfend" berücksichtiqt werden.

AnhaltspunkLe dafür, daB Herr Dr. Hamer bereit wáre, der "Eisernen Reqel

des Krebses" abzuschtruóren, sind nicht erkennbar. So soll- er - einer Presse-

notiz zufolge - noch im Márz dieses Jahres versucht haben, einen Kreis
angesehener Professoren von seiner Theorie zu überzeuqen ( HA I/379) .

Vor dem HlnLergrund der Feststellungen unter A - insbesondere im Hinblick
auf die Ausführungen des GuLachters Prof. Dr. Glatzel - erscheint es

im übrigen als ausgeschlossen, da8 Herr Dr. Hamer überhaupt in der Lage

wáre, sich zu "bekehren".
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Die nach den Ausführungen unter A

hlege des Entzugs der Approbation
sich insorrueit nicht an.

bestehende Gefahr láBt sich nur im

beseitiqen. tin milderes MiLtel bietet

1. Es wáre zunáchst nicht móglich, Herrn Dr. Hamer lediglich zu unter-
sagen, Krebskranke zu behandeln.

Die Approbation láBt sich schon aus rein rechtlichen Gründen nicht
in dieser l¡leise einschránken.

Darüber hinaus bliebe unklar, wie eine derartige Regelung praktisch
sollte umgesetzt werden kónnen.

Unabhángig davon wáre davon auszugehen, daB Herr Dr. Hamer derartige
Fessel-n nicht respektierte.

2. Es würde auch nicht zulássig sein, im vorliegenden Fall lediqlich
das Ruhen der Approbation anzuordnen.

Nach dem t¡lortlaut des § 6 Abs. 1Nr. 2 BA0 mag allerdings - für sich
betrachtet - auch für den vorliegenden Falf ein Ruhen durchaus in
Betracht kommen. Zum gegentei-ligen Ergebnis gelangt man indessen dann,

vuenn diese Bestimmung (wie geboten) im Zusammenhang mit § 5 Abs. 2

SaLz 2 BA0 gesehen uuird. Ein lnlahlrecht zwischen l¡liderruf und Ruhen-

lassen kann der Behórde insoweit nicht zust.ehen. Diese Auffassung
führte zu einem unsinnigen Ergebnis. Unter dem Gesichtspunkt VerháIt-
nismál3igkeit. wáre es niemafs móg1ich, die Approbation zu widerrufen.
Die Gefahr ruürde in allen Fállen bereits durch ein Ruhen beseitigt
sein. Die Akzente müssen deshalb - nur so láBt sich zu einer sinnvoll,en
Ordnung kommen - anders gesetzt. werden. Eine in sich schlüssige Rege-

lung ergibt sich lediglich dann, wenn das Ruhen den Fállen vorbehal-ten
bleibt., in denen die Gef,ahr nur vorübergehend besteht (vql. hierzu
auch Daniels/Bul1ing, a.a.0., § 6/Rdnr. 16 ff.). Hiervon kann irn zu

entscheidenden Falle jedoch nicht ausgegangen werden.

Dazu kommt, da8 der Gesichtspunkt "geistige Schiváche, t.eilweise - wenn-

gleich in nicht genau nachvollziehbarer l¡leise - von Unzuverlássigkeits-
momenten überlagert wird (Unzuverlássigkeit: Behórde verpflichtet,
Approbation zu r¡liderrufen).
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3. Es wáre auch nicht zulássig gewesen, von MaBnahmen qanz abzusehen.

In § 5 Abs. 2 SaLz 2 ist ist zwar nur davon die Rede, da8 die Approba-

tion ggf. widerrufen werden kónnte.

Damit sol1te die Behórde indessen nicht ermáchtigt werden, u.U. von

MaBnahmen ganz absehen zu dürfen. Derartiges kann der Gesetzgeber

im Hinblick auf die GróBe der Gefahr - Beruf,sunfáhigkeit des Arztes -
nicht gewollt haben. Demgemá8 ist davon auszugehen, da8 die Verwaltung

lediglich für befugt erklárt werden sollte, zrulschen dem Widerruf
und dem Ruhenlassen zu "wáhlen" (so auch Daniels/Bu11ing, a.a.0., § 5/
Rdnr. 42).

Unabhángig davon handelte die Behórde pflichtwidrig, wenn sie hier

- vor dem Hintergrund der Feststellungen unter A - von Maf3nahmen ganz

absáhe.

C. Bezüglich der sachlichen Zustándigkeit r¡lird auf die Landesverordnung

vom 05.06.1975 (GVBI. S. 234) i.d.F. des Gesetzes vom O7.0?.7983 (GVBI.

S. 17) verwiesen.

Bezüg1ich der órtlichen ZusLándigkeit gilt. folgendes:

0b die Bezirksregierung Koblenz noch gemáB § 12 Abs.4 BA0 ("oder zulet-zL

ausgeübt worden ist") órtlich zustándig wáre, mag dahingest.ellt bfeiben.

Sie würde in jedem Falle im Hinblick auf die mit dem Regierunqsprásidenten

in Kó1n getrof,fene Zustándigkeit.svereinbarung órtlich zustándig geblieben

sein. Die diesbezügliche Ermáchtigung ist zwar nj-cht unm-ittelbar ln § l
Abs. J des VervuaLtungsverfahrensgesetzes des Bundes zu sehen. Im vorfie-
genden fal1 geht es zwar um den Vollzug eines Bundesgesetzes. Das Verfah-
ren richtet. sich indessen "1edig1ich" nach dem Landesverurlaltungsverfahrens-

recht. Für die rheinland-pfálzischen und nordrhein-westfálischen Landes-

behórden fehlt es mithin an einer gemeinsamen "Dachregelungr'. Der Be-

stimmung des § I Abs. J des Veruraltungsverfahrensgeset.zes des Bundes

liegt indessen ein allgemeiner Recht.sgedanke zugrunde. Er wird auch - im

lnJege der Verweisung - in den einzelnen Landesverwal-tungsverfahrensgeselzen

anerkannt. Der dem § I Abs. J des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes
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zugrundeliegende Rechtsgedanke láBt auch Zustándigkeitsvereinbarungen

zwischen Behórden verschiedener Lánder zu. lnsoweit müssen die vom Bun-

desverfassungsgericht im BeschluB vom 15.O3.1960 (Bundesverfassungsge-

richtseintscheidung 11, 6) entrruÍckeften Prinzipien entsprechend gelten
(Bundesstaatsprinzip steht landesübergreifenden RegeJ-ungen nicht ent-
gegen, souueit Bundesrecht von Lándern a1s eigene Angelegenheit vollzogen
wird).

Hinsichtlich des rechtlichen Gehórs wlrd auf die Schreiben vom 21.O1.1986
(HA I/i24) und vom 05.O3.7986 (HA l/423) verwiesen.

Herr Dr. Hamer antwortete hierauf nicht. Auf weitere einschláglge PunkLe

wurde Herr Dr. Hamer (r,rregen seines Desinteresses) nicht mehr hingewiesen.

Im Übrigen geht es hierbei keineswegs um an sich Neues, sondern lediglich
um spátere Erklárungen zu "alten Verhandlungspunkten".

Teil 2: zu Nr.

Die betreffende Ermáchtigung ergibt sich aus

Lungsgerichtsordnung.
§ B0 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaf-

Hiernach kann die Behórde die sofortige Vollziehung anordnen, wenn das óffent-
liche Interesse dies gebiet.et. Die diesbezüglichen Voraussetzungen sind
hier erfül]t.

Zur Begründung wird zunáchst auf die Ausführungen unter A verwiesen. Darüber

hinaus ist zu bedenken, da8 sich Herr Dr. Hamer in Kóln bereits wieder als
Privatarzt niederqefassen hat oder zumindest in Kürze niederl-assen wird.
Unabhángiq davon besteht die Gefahr, daB Herr Dr. Hamer - wie schon früher
praktiziert - seine Privatpraxis unter der Hand zu einer Privatklinik aus-
baut (sobald die entsprechenden RáumlichkeiLen gefunden sind). Diese Annahme

liegt auch deshafb nahe, weil si-ch Herr Dr. Hamer als "reiner Privatarzt"
nicht ohne weiteres wird ha1ten kónnen (noch kein Kundenstamm vorhanden).

Scniiegtich muB auch zu denken geben, daB Herr Dr. Hamer offenbar versuchte,
die Arztekammer Nordrhein (AufSenstelle Kóln) über seÍne "rheinland-pfálzische
Vergangenheitil im unkfaren zu lassen. So gab er gegenüber der Bezirksárzte-
kammer Koblenz an, nach Marburg übersiedeln zu woflen. Tatsáchlich ging

er indessen nach Kóln. Der Arztekammer Nordrhein gab er demgegenüber an,

aus dem Hessischen zu kommen.
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Rechtsbehe 1 f sbrelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe hliderspruch

erhoben werden. Der ldiderspruch ist bei der Bezirksreqierung Koblenz, Slese-

mannstr. S - 5r 5400 Koblenz, schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.

Im Auftrag

ir

Kónig'


